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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 38. Tagung vom 
1. bis 23. Juni 1955 in Genf 

1 . die Empfehlung 99 

betreffend die berufliche Eingliederung und 
Wiedereingliederung der Behinderten 

2. die Empfehlung 100 

betreffend den Schutz der Wanderarbeiter in 
unterentwickelten Ländern und Gebieten 

3. das Übereinkommen 104 

über die Abschaffung von Strafvorschriften 
gegen Arbeitsvertragsbrudi durcJi eingeborene 
Arbeitnehmer 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Nr. 5, 6 und 7 der Verfas- 
sung der Internationalen Arbeitsorganisation verpflichtet, spätestens 
innerhalb einer Frist von 18 Monaten nach Abschluß der 38. Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz die obengenannten Empfeh- 
lungen und das Übereinkommen 104 den gesetzgebenden Körper- 
schaften vorzulegen. Diese Frist läuft am 23. Dezember 1956 ab. 

Anbei übersende ich daher den von der Übersetzungskonferenz be- 
schlossenen deutschen Wortlaut der Empfehlungen 99 und 100 sowie 
des Übereinkommens 104. Gleichzeitig füge ich die Stellungnahmen 
der Bundesregierung hierzu bei. 

Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und der Bundes- 
minister des Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Unlversitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Aditunddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 
(Genf, 1. bis 23. Juni 1955) 


Empfehlung 99 


Empfehlung betreffend die berufliche Eingliederung 
und Wiedereingliederung der Behinderten 


Die Allgemeine Konferenz der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationa- 
len Arbeitsamtes 

nach Genf einberufen wurde und am 
1. Juni 1955 zu ihrer achtunddreißigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge an- 
zunehmen betreffend die berufliche Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung der 
Behinderten, eine Frage, die den vierten 
Gegenstand der Tagesordnung bildet, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die 
Form einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 
1955, die folgende Empfehlung an, die als 
Empfehlung betreffend die berufliche Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung der Be- 
hinderten, 1955, bezeichnet wird. 

In der Erwägung, daß für Personen, die 
durch eine Behinderung beeinträchtigt sind, 
viele und verschiedenartige Probleme be- 
stehen, 

in der Erwägung, daß die Eingliederung 
und Wiedereingliederung dieser Personen 
wesentlich ist, um ihnen zu gestatten, ihre 
körperlichen und geistigen Fähigkeiten, so- 
weit wie möglich, wiederzuerlangen und im 
gesellschaftlichen, beruflichen und wirtschaft- 
lichen Leben den Platz einzunehmen, den sie 
ausfüllen können, 

in der Erwägung, daß es, um dem Be- 
dürfnis nach Beschäftigung des einzelnen Be- 
hinderten gerecht zu werden und die vor- 
handenen Arbeitskräfte am besten nutzbar 
zu machen, erforderlich ist, die Arbeitsfähig- 


keit der Behinderten zu entwickeln und wie- 
derherzustellen, indem die ärztlichen, psycho- 
logischen, sozialen und erzieherischen Ein- 
richtungen, die Berufsberatung, die Berufs- 
ausbildung, die Arbeitsvermittlung und die 
Bewährungskontrolle zu einem fortlaufen- 
den und aufeinander abgestimmten Verfah- 
ren verbunden werden, 

empfiehlt die Konferenz folgendes: 

I. Begriffsbestimmungen 

1. In dieser Empfehlung gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 

a) Der Ausdruck „berufliche Eingliederung 
und Wiedereingliederung“ bezeichnet die 
Phase des fortlaufenden und aufeinander 
abgestimmten Verfahrens zur Eingliede- 
rung und Wiedereingliederung, während- 
dessen den Behinderten geeignete Ein- 
richtungen zur Verfügung gestellt wer- 
den, die es ihnen ermöglichen, eine ge- 
eignete Beschäftigung zu finden und bei- 
zubehalten. Dazu gehören insbesondere 
Berufsberatung, Berufsausbildung und 
eine individuelle Arbeitsvermittlung. 

b) Der Ausdruck „Behinderter“ bezeichnet 
eine Person, deren Aussichten, eine ge- 
eignete Beschäftigung zu finden und bel- 
zubehalten, infolge der Beeinträchtigung 
ihrer körperlichen oder geistigen Fähig- 
keiten wesentlich gemindert sind. 

n. Anwendungsbereich der beruflichen Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung 

2. Einrichtungen für die berufliche Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung sollten 
allen Behinderten, unabhängig von Ur- 
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Sprung und Art ihrer Behinderung oder von 
ihrem Alter, offenstehen, sofern sie auf die 
Ausübung einer geeigneten Beschäftigung 
vorbereitet werden können und begründete 
Aussicht besitzen, eine derartige Beschäfti- 
gung zu finden und beizubehalten. 

III. Grundsätze und Verfahren der Berufs- 
beratung, Berufsausbildung und Arbeits- 
vermittlung der Behinderten 

3. Alle erforderlichen und durchführbaren 
Maßnahmen sollten getroffen werden, um 
besondere Einrichtungen für die Berufsbera- 
tung der Behinderten zu schaffen und aus- 
zubauen, die für Berufswahl oder Berufs- 
wechsel Hilfe benötigen. 

4. Soweit es die Verhältnisse in den ein- 
zelnen Ländern gestatten und es im Einzel- 
fall angebracht ist, sollte das bei der Berufs- 
beratung eingeschlagene Verfahren umfassen 

a) eine Aussprache mit dem Berufsberater; 

b) die Ermittlung der beruflichen Erfah- 
rung; 

c) eine Prüfung von Schul- oder anderen 
Zeugnissen, aus denen sich die allge- 
meine oder berufliche Ausbildung ergibt; 

d) eine ärztliche Untersuchung für Berufs- 
beratungszweche; 

e) angemessene Fähigkeits- und Eignungs- 
teste und, wo es erwünscht erscheint, an- 
dere psychologische Teste; 

f) die Ermittlung der persönlichen und 
familiären Verhältnisse des Betreffenden; 

g) die Ermittlung der Fähigkeiten und die 
Entwicklung von Anlagen an Hand prak- 
tischer Arbeitsbeobachtungen oder Ar- 
beitsproben und durch andere ähnliche 
Mittel; 

h) eine Fachprüfung in mündlicher oder 
anderer Form in allen Fällen, in denen 
es notwendig erscheint; 

i) die Ermittlung der körperlichen Fähig- 
keiten des Behinderten unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen beruflichen 
Erfordernisse und der Möglichkeit der 
Weiterentwicklung dieser Fähigkeiten; 

j) die Erteilung von Auskünften über Be- 
schäftigungs- und Ausbildungsmöglich- 
keiten unter Berücksichtigung der beruf- 
lichen Eignung, der körperlichen Fähig- 
keiten, der Anlagen und Neigungen so- 


wie der Erfahrung des Betreffenden und 
der Erfordernisse des Arbeitsmarktes. 

5. Die Grundsätze, Maßnahmen und Ver- 
fahren, die im allgemeinen für die berufliche 
Ausbildung nicht behinderter Personen gel- 
ten, sollten auch auf Behinderte angewendet 
werden, soweit es die medizinischen und 
pädagogischen Voraussetzungen gestatten. 

6. (1) Die berufliche Ausbildung sollte es 
den Behinderten, soweit wie möglich, ge- 
statten, eine wirtschaftliche Tätigkeit auszu- 
üben, bei der sie unter Berücksichtigung der 
Beschäftigungsaussichten ihre Fachkenntnisse 
und ihre beruflichen Fertigkeiten verwenden 
können. 

(2) Zu diesem Zweck sollte die Ausbil- 
dung 

a) in Übereinstimmung gebracht werden mit 
einer nach vorausgehender ärztlicher Be- 
ratung durchgeführten individuellen Ver- 
mittlung auf Arbeitsplätze, auf denen 
die Arbeitsverrichtung möglichst wenig 
durch die Behinderung beeinträchtigt 
wird oder nachteilig auf diese einwirkt, 

b) so oft es möglich und angezeigt ist, in 
dem Beruf erteilt werden, den der Be- 
hinderte früher ausübte oder in einem 
verwandten Beruf, 

c) fortgesetzt werden, bis der Behinderte 
die Fertigkeit erworben hat, normaler- 
weise unter den gleichen Bedingungen 
wie nicht behinderte Arbeitnehmer zu 
arbeiten, falls er dazu imstande ist. 

7. Die Behinderten sollten nach Möglich- 
keit zusammen mit nicht behinderten Ar- 
beitnehmern und unter denselben Bedingun- 
gen wie diese ausgebildet werden. 

^ 8. (1) Besondere Einrichtungen sollten für 
die Berufsausbildung von Behinderten ge- 
schaffen oder ausgebaut werden, die nament- 
lich infolge der Art oder Schwere ihrer Be- 
hinderung nicht in Gemeinschaft mit nicht 
behinderten Arbeitnehmern ausgebildet wer- 
den können. 

(2) Wo es möglich und geeignet ist, soll- 
ten diese Einrichtungen u. a. umfassen: 

a) Schulen und Ausbildungsstätten, ein- 
schließlich Internate; 

b) kurz- und langfristige Sonderlehrgänge 
zur Ausbildung für besondere Berufe; 

c) Fortbildungslehrgänge für Behinderte. 
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9. Maßnahmen sollten getroffen werden, 
um die Arbeitgeber dazu zu bewegen, für die 
berufliche Ausbildung der Behinderten zu 
sorgen; diese Maßnahmen sollten den Um- 
ständen entsprechend finanzielle, technische, 
ärztliche oder berufliche Unterstützung um- 
fassen. 

10. (1) Für die Arbeitsvermittlung der Be- 
hinderten sollten Maßnahmen zur Schaffung 
von Sondereinrichtungen getroffen werden. 

(2) Diese Vorkehrungen sollten mittels 
folgender Maßnahmen eine befriedigende 
Vermittlung gewährleisten: 

a) Vormerkung der Arbeitsuchenden; 

b) Erfassung ihrer beruflichen Fähigkeiten, 
ihrer Berufserfahrung und ihrer Neigun- 
gen; 

c) eine Aussprache mit den Arbeitsuchenden 
im Hinblick auf ihre Beschäftigung; 

d) nötigenfalls Ermittlung ihrer körperlichen 
und beruflichen Eignung; 

e) Einwirkung auf die Arbeitgeber, der zu- 
ständigen Stelle freie Arbeitsplätze anzu- 
zeigen; 

f) nötigenfalls Fühlungnahme mit den Ar- 
beitgebern, um ihnen die beruflichen Fä- 
higkeiten der Behinderten darzulegen und 
um diesen einen Arbeitsplatz zu ver- 
schaffen; 

g) Unterstützung der Behinderten, damit sie 
von den erforderlichen Einrichtungen der 
Berufsberatung, der Berufsausbildung so- 
wie allen sonstigen medizinischen und so- 
zialen Einrichtungen Gebrauch machen 

können. 

/ 

11. Es sollten Maßnahmen zur Nachprü- 
fung getroffen werden, 

a) um festzustellen, ob sich die Arbeitsver- 
mittlung oder die Inansprudinahme der 
Ausbildungs- oder Umsdiulungseinrich“ 
tungen als befriedigend erwiesen hat, und 
um Grundsätze und Verfahren der Ar- 
beits- und Berufsberatung bewerten zu 
können; 

b) um Hindernisse, die einer befriedigenden 
Anpassung des Behinderten an seine Ar- 
beit entgegenstehen, nadi Möglichkeit be- 
seitigen zu können. 

IV. Organisation der Verwaltung 

12. Einrichtungen für die beruf lidie Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung sollten 
von der zuständigen Stelle oder den zustän- 


digen Stellen nach einem fortlaufenden und 
aufeinander abgestimmten Programm orga- 
nisiert und ausgebaut werden, wobei die vor- 
handenen Einrichtungen der Berufsberatung, 
der beruflichen Ausbildung und der Arbeits- 
vermittlung nach Möglichkeit herangezogen 
werden sollten. 

13. Die zuständige Stelle oder die zustän- 
digen Stellen sollten dafür sorgen, daß für 
die berufliche Eingliederung und Wiederein- 
gliederung und für die Nachprüfung der Er- 
gebnisse ein entsprechend qualifiziertes Per- 
sonal in ausreichender Zahl zur Verfügung 
steht. 

14. Die Entwicklung der Einrichtungen für 
die berufliche Eingliederung und Wiederein- 
gliederung sollte auf alle Fälle mit jener der 
allgemeinen Einrichtungen der Berufsbera- 
tung, Berufsausbildung und Arbeitsvermitt- 
lung Schritt halten. 

15. Die Einrichtungen für die berufliche 
Eingliederung und Wiedereingliederung soll- 
ten derart organisiert und ausgebaut werden, 
daß den Behinderten auch Gelegenheit ge- 
geben wird, sich darin auf eine selbständige 
Tätigkeit in irgendeinem Wirtschaftszweig 
vorzubereiten, diese Tätigkeit auszuüben und 
beizubehalten. 

16. Die verwaltungsmäßige Zuständigkeit 
für die allgemeine Organisation und den Aus- 
bau der Einrichtungen für die berufliche Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung sollte 
übertragen werden 

a) entweder einer einzigen Stelle oder 

b) gemeinsam den für die verschiedenen Auf- 
gaben des Programms zuständigen Stel- 
len, wobei eine Stelle Insbesondere mit 
der Koordinierung betraut wird. 

17. (1) Die zuständige Stelle oder die zu- 
ständigen Stellen sollten alle erforderlichen 
und angezeigten Maßnahmen treffen, um die 
notwendige Zusammenarbeit und Koordinie- 
rung zwischen den öffentlichen und privaten 
Körperschaften, die sich mit der beruflichen 
Eingliederung und Wiedereingliederung be- 
fassen, zu gewährleisten. 

(2) Diese Maßnahmen sollten den Um- 
ständen entsprechend umfassen 

a) die Abgrenzung der Zuständigkeiten und 
Verpflichtungen der öffentlichen und der 
privaten Körperschaften, 

b) die Gewährung einer finanziellen Unter- 
stützung an private Körperschaften, die 
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sich praktisch mit der beruflldien Einglie- 
derung und Wiedereingliederung befas- 
sen, 

c) die fachliche Beratung privater Körper- 
schaften, 

18. (1) Die Einrichtungen der beruflichen 
Eingliederung und Wiedereingliederung soll- 
ten mit Hilfe von maßgebenden, auf gesamt- 
staatlicher und, falls zweckmäßig, auf regio- 
naler oder örtlicher Ebene gebildeten Bera- 
tungsausschüssen geschaffen oder ausgebaut 
werden. 

(2) Diesen Ausschüssen sollten je nach 
den Umständen angehören 

a) Vertreter der an der beruflichen Einglie- 
derung und Wiedereingliederung unmit- 
telbar beteiligten Stellen und Körper- 
schaften, 

b) Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerorganisationen, 

c) Personen, die wegen ihrer Kenntnisse auf 
dem Gebiete der beruflichen Eingliede- 
rung und Wiedereingliederung der Behin- 
derten und wegen ihres Interesses für 
diese Fragen besonders geeignet sind, 

d) Vertreter von Organisationen der behin- 
derten Personen. 

(3) Diese Ausschüsse sollten zuständig 
sein für die Beratung 

a) auf gesamtstaatlicher Ebene in bezug auf 
Gestaltung der Grundsätze und Pro- 
gramme der beruflichen Eingliederung 
und Wiedereingliederung, 

b) auf regionaler oder örtlicher Ebene in be- 
zug auf die Durchführung der auf ge- 
samtstaatlicher Ebene getroffenen Maß- 
nahmen, auf deren Anpassung an regio- 
nale und örtliche Verhältnisse und auf die 
Koordinierung regionaler und örtlicher 
Tätigkeit. 

19. (1) Forschungsarbeiten, die zur Prü- 
fung der von Einrichtungen der beruflichen 
Eingliederung und Wiedereingliederung er- 
zielten Ergebnisse und zur Verbesserung die- 
ser Einrichtungen dienen, sollten insbeson- 
dere von den zuständigen Stellen gefördert 
und angeregt werden. 

(2) Die Forschungsarbeiten sollten allge- 
meine oder besondere Untersuchungen über 
die Arbeitsvermittlung der Behinderten ein- 
schließen. 


(3) Die Forschungsarbeiten sollten eben- 
falls wissenschaftliche Arbeiten über die ver- 
schiedenen Techniken und Verfahren ein- 
schließen, die für die berufliche Eingliederung 
und Wiedereingliederung eine Rolle spielen. 

V. Maßnahmen zur Erleiditerung des Ge- 
brauchs von Einriditungen der beruflichen 

Eingliederung und Wiedereingliederung 
durdi Behinderte 

20. Maßnahmen sollten getroffen werden, 
die es den Behinderten ermöglichen, von den 
ihnen zur Verfügung stehenden Einrichtun- 
gen der beruflichen Eingliederung und Wie- 
dereingliederung in vollem Umfang Gebrauch 
zu machen, und die Gewähr bieten, daß eine 
Stelle mit der Aufgabe betraut wird, jedem 
Behinderten persönlich bei seiner beruflichen 
Eingliederung und Wiedereingliederung, so- 
weit wie möglich, behilflich zu sein. 

21. Diese Maßnahmen sollten umfassen 

a) die Sammlung und Verbreitung von Aus- 
künften über die vorhandenen Einrich- 
tungen der beruflichen Eingliederung und 
Wiedereingliederung und über die Aus- 
sichten, welche die Einrichtungen den Be- 
hinderten bieten, 

b) die Gewährung einer angemessenen und 
ausreichenden finanziellen Unterstützung 
an Behinderte. 

22. (1) Diese finanzielle Unterstützung 
sollte in jeder Phase des Verfahrens für die 
berufliche Eingliederung und Wiedereinglie- 
derung gewährt werden; sie sollte in einer 
Weise gestaltet sein, die es den Behinderten 
erleichtert, sich auf die Ausübung einer für 
sie geeigneten Tätigkeit, einschließlich einer 
selbständigen Tätigkeit, vorzubereiten und 
diese praktisch auszuüben. 

(2) Sie sollte den kostenlosen Gebrauch 
der Einrichtungen der beruflichen Eingliede- 
rung und Wiedereingliederung durch die Be- 
hinderten, die Gewährung von Unterhalts- 
zuschüssen und nötigenfalls Fahrtkostener- 
stattung während der gesamten Dauer der 
berufliciien Vorbereitung auf eine Tätigkeit, 
Darlehen oder Zuschüsse in Bargeld oder Be- 
reitstellung des erforderlichen Werkzeugs und 
der nötigen Ausrüstung sowie der Prothesen 
und sonstigen erforderlichen Behelfe umfas- 
sen. 

23. Die Behinderten sollten von allen Ein- 
richtungen der beruflichen Eingliederung und 
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Wiedereingliederung Gebraudi machen kön- 
nen, ohne deswegen ihre übrigen, anderswie 
erworbenen Leistungsansprüche auf dem Ge- 
biete der sozialen Sicherheit zu verlieren. 

24. Wohnen Behinderte in Gegenden, in 
denen die Beschäftigungsaussichten begrenzt 
oder die Möglichkeiten für die Vorbereitung 
auf die Ausübung einer Tätigkeit beschränkt 
sind, so sollten sie alle Erleichterungen ein- 
schließlich der Gewährung von Unterkunft 
und Verpflegung genießen, um sich auf eine 
Beschäftigung vorzubereiten; auch sollten sie 
auf ihren Wunsch in Gegenden mit größe- 
ren Beschäftigungsmöglichkeiten umgesiedelt 
werden können. 

25. Behinderte (einschließlich der Invali- 
denrentenempfänger) sollten wegen ihrer Be- 
hinderung in bezug auf Entlohnung und son- 
stige Arbeitsbedingungen nicht unterschied- 
lich behandelt werden, soweit sie Arbeit lei- 
sten, die derjenigen nicht behinderter Arbeit- 
nehmer gleichwertig ist. 


VI. Die Zusammenarbeit zwischen den Ein- 
richtungen für ärztliche Betreuung und den 
Einrichtungen der beruflichen Eingliederung 
und Wiedereingliederung 

26. (1) Zwischen den Stellen, die mit der 
ärztlichen Behandlung der Behinderten be- 
traut sind, und den Einrichtungen der beruf- 
lichen Eingliederung und Wiedereingliede- 
rung sollte die engste Zusammenarbeit be- 
stehen, und ihre Tätigkeit sollte weitestge- 
hend aufeinander abgestimmt werden. 

(2) Zweck dieser Zusammenarbeit und 
Koordinierung Ist, 

a) dafür zu sorgen, daß durch ärztliche Be- 
handlung und nötigenfalls durch Bereit- 
stellung von geeigneten prothetlschen Be- 
helfen die spätere berufliche Verwend- 
barkeit der Behinderten erleichtert wird 
und ihre Beschäftigungsaussichten erhöht 
werden; 

b) die Ermittlung der Behinderten zu er- 
leichtern, die eine berufliche Eingliede- 
rung und Wiedereingliederung benötigen 
und sich dafür eignen; 

c) dafür zu sorgen, daß die berufliche Ein- 
gliederung und Wiedereingliederung mög- 
lichst früh und im günstigsten Zeitpunkt 
eingeleitet wird; 


d) nötigenfalls ärztlichen Rat auf allen Stu- 
fen der Eingliederung und Wiedereinglie- 
derung zu erteilen; 

e) die Arbeitsfähigkeit der Behinderten zu 
ermitteln. 

27. Die beruflichie Eingliederung und Wie- 
dereingliederung sollte, vorbehaltlich des 
ärztlichen Urteils, wenn immer möglich, wäh- 
rend der ärztlichen Behandlung einsetzen. 


Vn. Maßnahmen zur Erweiterung der 
Beschäftigungsmöglidikelten für Behinderte 

28. In enger Zusammenarbeit mit den Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen 
sollten Maßnahmen getroffen werden, um 
die Beschäftigungsmöglichkeiten für Behin- 
derte, soweit wie möglich, zu erweitern und 
um ihnen zu gestatten, eine Beschäftigung zu 
finden und beizubehalten. 

29. Diese Maßnahmen sollten auf folgen- 
den Grundsätzen beruhen: 

a) Behinderten sollte die gleiche Möglichkeit 
wie nicht behinderten Personen geboten 
werden, der Beschäftigung nachzugehen, 
für die sie befähigt sind; 

b) die Behinderten sollten jede Möglichkeit 
haben, eine angemessene Beschäftigung 
bei einem Arbeitgeber ihrer Wahl anzu- 
nehmen; 

c) das Hauptgewicht sollte auf die Eignung 
und die Arbeitsfähigkeit der Behinderten 
und nicht auf ihre Behinderung gelegt 
werden. 

30. Die Maßnahmen sollten umfassen 

a) Forschungen zur Analyse und Feststel- 
lung der Arbeitsfähigkeit der Behinder- 
ten; 

b) unpassende und laufende Verbreitung 
von Tatsachenmaterial, Insbesondere über 
folgende Punkte: 

i) Vergleich zwischen Behinderten und 
nicht behinderten Personen, welche 
die gleiche Arbeit verrichten, im Hin- 
blick auf Arbeitsausführung und -lei- 
stung, Unfallhäufigkeit, Fernbleiben 
von cier Arbeit und Beständigkeit bei 
der Arbeit; 

ii) Verfahren der Personalauswahl auf 
Grund bestimmter Anforderungen 
des Arbeitsplatzes; 
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iii) Verfahren zur Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen, einschließlich der 
Anpassung und Abänderung von Ma- 
schinen und Werkzeugen, um die Be- 
schäftigung der Behinderten zu er- 
leichtern; 

c) Vorkehrungen, um die Arbeitgeber einer 
erhöhten Verpflichtung im Hinblick auf 
die Versicherungsprämien für die Ent- 
schädigung von Arbeitsunfällen und Be- 
rufskrankheiten zu entheben; 

d) Vorkehrungen, um die Arbeitgeber zu 
veranlassen, Arbeitnehmer, deren Arbeits- 
fähigkeit infolge Beeinträchtigung ihrer 
körperlichen Leistungsfähigkeit herabge- 
setzt ist, auf anderen geeigneten Arbeits- 
plätzen ihres Betriebes zu beschäftigen. 

31. Wenn es in einem Lande die Verhält- 
nisse und die dort bestehenden Verfahren 
gestatten, sollte die Beschäftigung der Behin- 
derten durch folgende Maßnahmen gefördert 
werden: 

a) Einstellung eines Prozentsatzes von Be- 
hinderten durch die Arbeitgeber, wobei 
dafür zu sorgen ist, daß die Entlassung 
nicht behinderter Personen vermieden 
wird; 

b) Reservierung bestimmter Beschäftigungen 
für Behinderte; 

c) Vorkehrungen, die es gestatten, Schwer- 
behinderten in gewissen, ihren Fähigkei- 
ten entsprechenden Berufen Anstellungs- 
erleichterungen oder eine Vorzugsstellung 
einzuräumen; 

d) Förderung der Gründung von Genossen- 
schaften für Behinderte oder sonstiger 
ähnlicher, unmittelbar durch Behinderte 
oder in ihrem Auftrag geleiteter Unter- 
nehmungen sowie Gewährung von Er- 
leichterungen für ihren Betrieb. 


Vni. Wettbewerbsgeschützte Besdiäftigungen 

32. (1) Die zuständige Stelle oder die zu- 
ständigen Stellen sollten, gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit den beteiligten privaten 
Organisationen, Maßnahmen zur Schaffung 
und zum Ausbau von Einrichtungen zur 
Ausbildung und zur wettbewerbsgeschützten 
Beschäftigung für diejenigen Behinderten 
treffen, weldie die normale Wettbewerbs- 
fähigkeit auf dem Arbeitsmarkt nicht erlan- 
gen können. 


(2) Diese Einrichtungen sollten die Schaf- 
fung von wettbewerbsgeschützten Werkstät- 
ten und besondere Vorkehrungen für Behin- 
derte umfassen, die aus körperlichen oder 
psychologischen Gründen oder wegen der 
örtlichen Entfernung nicht regelmäßig den 
Weg zum Arbeitsplatz und zurück bewälti- 
gen können. 

33. Die wettbewerbsgeschützten Werkstät- 
ten sollten den Behinderten unter wirksamer 
ärztlicher und beruflicher Aufsicht nicht nur 
eine nützliche und entlohnte Arbeit gewähr- 
leisten, sondern auch Möglichkeiten zur An- 
passung und zum weiteren Fortkommen im 
Beruf und, soweit wie möglich, den Über- 
gang zu normaler Beschäftigung. 

34. Für Behinderte, die ihren Wohnort 
nicht verlassen können, sollten besondere 
Vorkehrungen getroffen und durchgeführt 
werden, um ihnen unter wirksamer ärzt- 
licher und beruflicher Aufsicht eine nützliche 
und entlohnte Heimarbeit zu gewährleisten. 

35. Soweit die Löhne und Beschäftigungs- 
bedingungen der Arbeitnehmer allgemein ge- 
setzlich geregelt sind, sollten sie auch für Be- 
hinderte in wettbewerbsgeschützten Beschäf- 
tigungen gelten. 


IX. Sondervorkehrungen für behinderte 
Kinder und Jugendliche 

36. Einrichtungen der beruflichen Einglie- 
derung und Wiedereingliederung für behin- 
derte Kinder und Jugendliche im schulpflich- 
tigen Alter sollten in enger Zusammenarbeit 
zwischen den Schulbehörden und der zustän- 
digen Stelle oder den zuständigen Stellen für 
die berufliche Eingliederung und Wiederein- 
gliederung geschaffen und ausgebaut werden. 

37. Die Lehrpläne sollten die besonderen 
Probleme, die sich bei behinderten Kindern 
und Jugendlichen stellen, und die Notwen- 
digkeit berücksichtigen, diesen Kindern und 
Jugendlichen die gleichen Möglichkeiten wie 
nidit behinderten Kindern und Jugendlichen 
zu bieten, die ihrem Alter, ihren Fähigkeiten, 
Anlagen und Neigungen am besten entspre- 
chende Schul- und Berufsausbildung zu er- 
halten. 

38. Die Einrichtungen der beruflichen Ein- 
gliederung und Wiedereinglieclerung für be- 
hinderte Kinder und Jugendliche sollten es 
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als Hauptaufgabe betraditen, soweit wie 
möglich die infolge der Behinderung beste- 
henden beruflichen und psychologischen 
Schwierigkeiten zu verringern, und sie soll- 
ten den behinderten Kindern und Jugend- 
lichen alle Möglichkeiten zur Vorbereitung 
für die ihren Fähigkeiten am besten entspre- 
chende und für sie zugängliche Beschäftigung 
bieten. Die Ausnützung dieser Möglichkeiten 
sollte die Zusammenarbeit zwischen den ärzt- 
lichen, sozialen und pädagogischen Einrich- 
tungen einerseits und den Eltern oder Vor- 
mündern der behinderten Kinder und Ju- 
gendlichen andererseits einschließen. 

39. (1) Die Schulausbildung, die Berufs- 
beratung, die Berufsausbildung und die Ar- 
beitsvermittlung behinderter Kinder und Ju- 
gendlicher sollten im allgemeinen Rahmen 
der für nicht behinderte Kinder und Jugend- 
liche bestehenden Einrichtungen durchgeführt 
werden und sofern es möglich und angezeigt 
ist, unter den gleichen Bedingungen und zu- 
sammen mit den nicht behinderten Kindern 
und Jugendlichen erfolgen. 

(2) Für behinderte Kinder und Jugend- 
liche, die wegen ihrer Behinderung die Ein- 
richtungen für nicht behinderte Kinder und 
Jugendliche nicht mit diesen zusammen und 
unter denselben Bedingungen benutzen kön- 
nen, sollten besondere Vorkehrungen getrof- 
fen werden. 

(3) Zu diesen Vorkehrungen sollte ins- 
besondere die pädagogische Sonderausbildung 
von Erziehern gehören. 

40. Für Kinder und Jugendliche, bei denen 
eine ärztliche UntersuAung GebreAen oder 
SAwäAen oder allgemeine Arbeitsuntaug- 
liAkeit feststellt, sollten vorsorgliAe Maß- 
nahmen getroffen werden, damit sie 

a) mögliAst rasA die erforderliAe Behand- 
lung zur völligen oder teilweisen Behe- 
bung ihrer GebreAen oder SAwäAen er- 
halten; 

b) zum SAulbesuA angehalten oder auf an- 
gemessene, ihren WünsAen und Fähig- 
keiten entspreAende BesAäftigungen ge- 
lenkt werden und hierzu Ausbildungs- 
mögliAkeiten erhalten; 


c) nötigenfalls während der ärztliAen Be- 
handlung und der SAul- und Berufsaus- 
bildung finanziell unterstützt werden. 


X. DurAführung der Grundsätze für die 
berufliAe Eingliederung und Wiederein- 
gliederung 

41. (1) Die EinriAtungen der beruf liAen 
Eingliederung und Wiedereingliederung soll- 
ten den besonderen Erfordernissen und Ver- 
hältnissen der einzelnen Länder angepaßt 
und sArittweise gemäß diesen Erfordernissen 
und Verhältnissen naA den Grundsätzen die- 
ser Empfehlung ausgebaut werden. 

(2) Dieser sArittweise Ausbau sollte als 
Hauptziele verfolgen, 

a) die berufliAen Fähigkeiten der Behinder- 
ten zu ermitteln und zu entwiAeln, 

b) ihnen, soweit es die Verhältnisse nur ir- 
gendwie gestatten, in mögliAst hohem 
Maße angemessene BesAäftigungsmög- 
liAkeiten zu bieten, 

c) im BereiAe der Berufsausbildung oder 
BesAäftigung jede auf die Behinderung 
zurüAzuführende untersAiedliAe Be- 
handlung der Behinderten auszusAließen. 

42. Die sArittweise Weiterentwicklung der 
EinriAtungen für die berufliAe Eingliede- 
rung und Wiedereingliederung sollte auf 
WunsA mit Hilfe des Internationalen Ar- 
beitsamtes gefördert werden, 

a) wenn immer mögliA durA Gewährung 
beratender teAnisAer Hilfe; 

b) durA Organisation eines umfassenden in- 
ternationalen AustausAes der Erfahrun- 
gen der einzelnen Länder; 

c) durA jede sonstige Form internationaler 
Zusammenarbeit zum ZweAe der Ergrei- 
fung und DurAführung von Maßnah- 
men, die den Erfordernissen und Verhält- 
nissen der einzelnen Länder entspreAen, 
einsAließliA der Ausbildung des erfor- 
derliAen Personals. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 99 


Die Empfehlung Nr. 99 befaßt sich mit der 
beruflichen Eingliederung und Wiederein- 
gliederung der behinderten Personen, d. h. 
mit derjenigen Phase des gesamten Rehabi- 
litationsprozesses, in welcher dem Behinder- 
ten alle diejenigen Maßnahmen und Einrich- 
tungen zur Verfügung gestellt werden sollen, 
die es ihm ermöglichen, eine geeignete Be- 
schäftigung zu finden und beizubehalten. 
Diese Maßnahmen sollen den Behinderten in- 
stand setzen, seine körperlichen und geistig- 
seelischen Fähigkeiten in dem Maße zu ent- 
wickeln oder wiederzuerlangen, daß er ein 
von fremder Hilfe möglichst unabhängiges 
und sinnerfülltes Leben führen und sich als 
möglichst vollwertige Arbeitskraft dem Ar- 
beitsmarkt zur Verfügung stellen kann. 

Die gesetzlichen und organisatorischen Vor- 
aussetzungen für die Verwirklichung der in 
der Empfehlung vorgeschlagenen Grundsätze 
und Regelungen für die berufliche Einglie- 
derung und Wiedereingliederung der Behin- 
derten sind in der Bundesrepublik bereits ge- 
geben oder in Vorbereitung. 

Für die beschädigten Opfer der beiden Welt- 
kriege werden nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz in der Fassung vom 6. Juni 1956 
(BGBl. I S. 469) neben der Heilbehandlung 
nach den §§ 25 bis 27 berufliche Eingliede- 
rungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen 
durchgeführt. 

Im Rahmen der Sozialversicherung werden 
Maßnahmen für die berufliche Rehabilita- 
tion, soweit sie den Bestimmungen der Emp- 
fehlung 99 entsprechen, von den Trägern 
der Unfallversicherung auf Grund der §§ 558 
Abs. 1 Nr. 2, 558 f und 558 g der Reidisver- 
sicherungsordnung sowie der Verordnung 
über Krankenbehandlung und Berufsfürsorge 
in der Unfallversicherung vom 14. Novem- 
ber 1928 durchgeführt. Die in Vorbereitung 


befindliche Neuregelung des Rechtes der ge- 
setzlichen Unfallversicherung sieht den weite- 
ren Ausbau wirksamer Rehabilitationsmaß- 
nahmen vor. Auch für die gesetzliche Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten, 
die sich bisher nur auf die Gewährung von 
Heilmaßnahmen beschränkt hatte, um dro- 
hender Arbeitsunfähigkeit zu begegnen oder 
eingetretene Arbeitsunfähigkeit zu beseiti- 
gen, sind im Zuge der Neuregelung der ge- 
setzlichen Invaliden- und Altersversorgung 
nunmehr bei drohender oder eingetretener 
Invalidität auch arbeits- und berufsfördernde 
Maßnahmen sowie Hilfen zur Erlangung und 
Beibehaltung geeigneter Arbeitsplätze im 
Rahmen des Gesamtplanes zur Wiederein- 
gliederung vorgesehen. 

Die öffentliche Fürsorge kennt ebenfalls 
Maßnahmen und Möglidikeiten zur Förde- 
rung der beruflichen Eingliederung und Wie- 
dereingliederung behinderter Personen, so- 
weit für diese nicht andere öffentliche oder 
private Träger aufkommen. So werden nach 
den Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge so- 
wohl im Rahmen der allgemeinen Fürsorge 
als auch im Rahmen der sozialen Fürsorge 
für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie- 
bene Maßnahmen der medizinischen, der be- 
ruflichen und der sozialen Rehabilitation ge- 
währt. Ferner sehen zwei in Vorbereitung 
befindliche Gesetze, nämlich der Entwurf 
eines Gesetzes über die Fürsorge für Körper- 
behinderte und von einer Körperbehinde- 
rung bedrohte Personen und der Entwurf 
eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
nicht nur die Ausdehnung heilfürsorgerischer 
und berufsfürsorgerischer Maßnahmen für 
die genannten Personenkreise, sondern zu- 
gleich das Zusammenwirken der verschiede- 
nen Rehabilitationsdienste bei der Durchfüh- 
rung des Heil- und Eingliederungsplanes vor. 
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Die in der Empfehlung vorgesehenen Maß- 
nahmen zur Erleichterung der Inanspruch- 
nahme der Einrichtungen der beruflichen Re- 
habilitation durch Behinderte sind in der 
Bundesrepublik von seiten des Gesetzgebers 
durch die Gewährung von Übergangshilfen 
bereits weitgehend geregelt; soweit dies noch 
nicht der Fall ist, ist die Gewährung von 
Unterhaltshilfen oder Übergangshilfen in den 
obengenannten Gesetzentwürfen auch für 
solche Personen vorgesehen, die bisher noch 
nicht in den Genuß derartiger finanzieller 
Hilfen gekommen waren. Alle diese Gesetz- 
entwürfe sehen ferner die Zusammenarbeit 
der verschiedenen für die medizinische, be- 
rufliche und soziale Wiedereingliederung zu- 
ständigen öffentlichen und privaten Stellen 
vor. Insbesondere wird eine Zusammenarbeit 
der verschiedenen Träger angestrebt, die es 
in Zukunft ermöglichen soll, daß Rehabili- 
tationseinrichtungen, die bei öffentlichen und 
freien gemeinnützigen Trägern sozialer Lei- 
stungen bestehen, in Zukunft gegen Kosten- 
ersatz nach Möglichkeit auch anderen Trä- 
gern sowie Selbstzahlern offenstehen. 

Die Voraussetzungen für die Verwirklichung 
der in der Empfehlung enthaltenen Bestim- 
mungen über Grundsätze und Methoden der 
Berufsberatung, Berufsausbildung und Ver- 
mittlung behinderter Personen sind in der 
Bundesrepublik ebenfalls vorhanden. Die 
Einrichtungen für die Durchführung einer 
individuellen Berufsberatung und Arbeits- 
vermittlung der Behinderten als Vorausset- 
zung ihrer beruflichen Eingliederung und 
Wiedereingliederung sind durch das Gesetz 
über die Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 16. Juli 1927 und das 
Gesetz über die Errichtung einer Bundesan- 
stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 10. März 1952 sowie 
insbesondere durch das Gesetz über die Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter vom 16. Juni 
1953 gewährleistet. In dem bereits dem Bun- 
destag vorliegenden Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung sind überdies Bestimmungen 
enthalten, nach denen die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung bei der Arbeitsvermittlung die be- 
sonderen Verhältnisse derjenigen Arbeit- 
suchenden, deren Unterbringung unter den 
üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes er- 
schwert ist, gebührend zu berücksichtigen 
und — soweit erforderlich — arbeits- und 


berufsfördernde Maßnahmen zu veranlassen 
hat. Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat bei 
der Durchführung dieser Maßnahmen mit 
den Trägern der Versorgung, der Sozialver- 
sicherung, der öffentlichen und privaten Für- 
sorge sowie mit anderen einschlägigen Ein- 
richtungen zusammenzuwirken. 

Die Grundlage für alle Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Jugendfürsorge und Jugendpflege 
bildet § 1 Abs. 1 des Reichsjugendwohl- 
fahrtsgesetzes vom 9. Juli 1922 in der Fas- 
sung des Änderungsgesetzes vom 28. August 
1953 (RGBl. I S, 1035). Außerdem sei in die- 
sem Zusammenhang hingewiesen auf die 
Bundes- und landesrechtlichen Vorschriften, 
in denen die Schulpflicht auch für behinderte 
Kinder geregelt wird. Danach hat jedes Kind 
Anspruch auf Erziehung zu leiblicher, see- 
lischer und gesellschaftlicher Tüchtigkeit. Die- 
ser Ansprudi steht auch dem körperlich oder 
psychisch behinderten Kinde zu, das bei Er- 
reichung des schulpflichtigen Alters erforder- 
lichenfalls einer entsprechenden Sonderschule 
zugeführt wird. Das Ziel dieser Erziehung 
ist es, körperlich oder psychisch behinderte 
Kinder zu einem möglichst tüchtigen oder 
angepaßten Angehörigen des sozialen Ge- 
meinwesens zu prägen, d. h. hier insbeson- 
dere seine Eingliederung im Sinne eines echten 
Rehabilitationsprogrammes mit Hilfe dieses 
gesetzlichen Anspruches über die bereits ge- 
nannten Bestimmungen der Fürsorge, der 
Versorgung oder des Sozialversicherungs- 
rechtes hinaus zu verwirklichen. 

Die Grundsätze und Richtlinien für die Or- 
ganisation und die Verwaltung der Rehabili- 
tationseinrichtungen, wie sie die Empfehlung 
vorsieht, sind im wesentlichen dieselben, wie 
sie auch in der Bundesrepublik auf Grund 
der verschiedenen bereits vorhandenen oder 
vorgesehenen gesetzlichen Regelungen An- 
wendung finden. Auch der Grundsatz, daß 
die ärztliche Behandlung körperlicher oder 
geistig-seelischer Behinderungen so früh wie 
möglich einsetzen sollte, findet mehr und 
mehr Anerkennung, wobei die zuständigen 
Stellen in Zukunft allerdings mehr darauf 
achten werden, daß bei den ärztlichen Maß- 
nahmen die spätere berufliche Wiedereinglie- 
derung nach Möglichkeit im Auge behalten 
wird. Es besteht auch allgemein Übereinstim- 
mung darüber, daß das Ziel aller Rehabilita- 
tionsmaßnahmen, nämlich die Eingliederung 
oder Wiedereingliederung des einzelnen Be- 
hinderten in optimale Lebens- und Arbeits- 
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bedingungen nur durch die ständige und ko- 
ordinierte Zusammenarbeit aller Rehabilita- 
tionsdienste möglich ist. Um diese Zusam- 
menarbeit der verschiedenen Träger und Ein- 
richtungen auf dem Gebiet der Rehabilita- 
tion auch in der Bundesrepublik sicherzustel- 
len, ist von den zuständigen Bundesressorts 
die Bildung eines beratenden Gremiums vor- 
gesehen, dem insbesondere die Planung und 
Vorbereitung von Koordinierungsmaßnah- 
men, die Förderung von Forschungsarbeiten 
sowie die Aufklärung der Öffentlichkeit über 
Art und Ausmaß von Rehabilitationsmög- 
lichkelten für Behinderte obliegen sollen; fer- 
ner soll dieses Gremium den internationalen 
Erfahrungsaustausch mit ähnlichen, bereits 


bestehenden Institutionen im Ausland pfle- 
gen. Dieses Gremium soll als Deutscher Aus- 
schuß für die Rehabilitation der Behinderten 
demnächst ins Leben gerufen werden. 

Da die in der Empfehlung entwickelten 
Grundsätze und Regelungen wichtige Grund- 
lagen und Hinweise für die Konzeption eines 
modernen, den heutigen gesellschaftlichen 
Verhältnissen angemessenen Rehabilitations- 
programms darstelleh, werden sie auch wei- 
terhin bei Vorarbeiten zur gesetzlichen Neu- 
ordnung der sozialen Leistungen und Hilfen 
im Dienste der Eingliederung und Wieder- 
eingliederung körperlich und geistig behin- 
derter Personen eine bedeutsame Rolle spie- 
len. 
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Aditunddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 
(Genf, 1. bis 23. Juni 1955) 


Empfehlung 100 


Empfehlung betreffend den Schutz der Wanderarbeiter 
in unterentwickelten Ländern und Gebieten 


Die Allgemeine Konferenz der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationa- 
len Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 1. Juni 1955 zu ihrer 
achtunddreißigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge an- 
zunehmen betreffend den Schutz der 
Wanderarbeiter in unterentwickelten 
Ländern und Gebieten, eine Frage, die 
den fünften Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die 
Form einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 
1955, die folgende Empfehlung an, die als 
Empfehlung betreffend den Schutz der Wan- 
derarbeiter (unterentwickelte Länder), 1955, 
bezeichnet wird. 


I. Begriffsbestimmung und Anwendungs- 
bereich 

1. Diese Empfehlung gilt für 

a) Länder und Gebiete, in denen sich eine 
Entwicklung von einer Wirtschaftsform 
der Deckung des notwendigsten Bedarfs zu 
fortschrittlicheren Wirtschaftsformen voll- 
zieht, die auf Lohnarbeit beruhen und zu 
vereinzelter und verstreuter Bildung von 
gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Schwerpunkten führen, wobei diese Ent- 
wicklung beträchtliche Wanderungsbewe- 
gungen von Arbeitnehmern und bisweilen 
auch ihrer Familienmitglieder mit sich 
bringt; 


b) Länder und Gebiete, die durch die Wan- 
derungsbewegungen der Arbeitnehmer so- 
wohl auf deren Hin- als auch allenfalls auf 
deren Rückreise berührt werden, sofern 
insgesamt betrachtet die in diesen Län- 
dern und Gebieten bestehenden Vorkeh- 
rungen den Beteiligten während ihrer 
Reisen geringeren Schutz als die vorlie- 
gende Empfehlung bieten; 

c) Bestimmungsländer und -gebiete dieser 
Wanderungsbewegungen von Arbeitneh- 
mern, sofern insgesamt betrachtet die in 
diesen Ländern oder Gebieten bestehenden 
Vorkehrungen den Beteiligten während 
ihrer Reisen oder ihrer Beschäftigung ge- 
ringeren Schutz als die vorliegende Emp- 
fehlung bieten. 

2. In dieser Empfehlung bezeichnet der 
Ausdruck „Wanderarbeiter“ jeden Arbeit- 
nehmer, der an diesen Wanderbewegungen 
teilnimmt, sei es, daß er innerhalb der in 
Nummer 1 Buchstabe a bezeichneten Länder 
und Gebiete reist, sei es, daß er aus ihnen 
herkommt und sich in eines der in Nummer 
1 Buchstaben b und c bezeichneten Länder 
und Gebiete begibt oder sie durchreist. Dabei 
findet dieser Ausdruck sowohl auf den Ar- 
beitnehmer Anwendung, der bereits eine Be- 
schäftigung aufgenommen hat, als auch auf 
den Arbeitnehmer, der Beschäftigung sucht 
oder der im Begriff ist, eine vereinbarte Be- 
schäftigung anzutreten, gleichgültig, ob er ein 
Stellenangebot oder einen Arbeitsvertrag an- 
genommen hat oder nicht. Zutreffendenfalls 
bezieht sich der Ausdruck „Wanderarbeiter“ 
auch auf jeden Arbeitnehmer, der vorüberge- 
hend oder endgültig zurückkehrt, gleichgül- 
tig, ob während der Dauer seiner Beschäfti- 
gung oder nach ihrem Abschluß. 
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3. Keine Bestimmung dieser Empfehlung 
darf dahin ausgelegt werden, als berechtige sie 
jemanden zur Einreise in ein Land oder Ge- 
biet oder zum Aufenthalt in einem Lande 
oder Gebiet, es sei denn in Übereinstimmung 
mit den Einwanderungsgesetzen oder ande- 
ren Gesetzen dieses Landes oder Gebietes. 

4. Die Bestimmungen dieser Empfehlung 
finden Anwendung unbeschadet der auf Ge- 
setz, Gewohnheit oder Vereinbarung beru- 
henden Vorschriften oder Gepflogenheiten, 
die den Wanderarbeitern günstigere Bedin- 
gungen als diese Empfehlung gewährleisten. 

5. Jede unterschiedliche Behandlung zum 
Nadtteil der Wanderarbeiter sollte ausge- 
schlossen werden. 


IL Schutz der Wanderarbeiter und ihrer 
Familienmitglieder während ihrer Hin- und 
Rückreise und vor der Zeit ihrer 
Beschäftigung 

6. (1) Durch innerstaatliche oder durch 
örtlich geltende Gesetze oder Vorschriften, 
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen oder 
auf irgendeinem anderen Wege sollten Vor- 
kehrungen getroffen werden, um den Schutz 
der Wanderarbeiter und ihrer Familienmit- 
glieder während ihrer Reisen vom Abfahrts- 
zum Beschäftigungsort zu gewährleisten, und 
zwar im Interesse sowohl der Wanderarbei- 
ter als auch der Länder oder Gebiete, aus 
denen sie einreisen, innerhalb deren sie reisen 
oder in die sie sich begeben. 

(2) Diese Vorkehrungen sollten um- 
fassen 

a) sofern es praktisch möglich ist, die Be- 
reitstellung von mechanisierten Beför- 
derungsmitteln zugunsten der Wander- 
arbeiter und ihrer Familien, einschließ- 
lich der öffentlichen Personentransport- 
mittel; 

b) die Einrichtung von Raststätten in ge- 
eigneten Abständen längs des Reisewe- 
ges, in denen Unterkunft, Verpflegung, 
Wasser und die unumgänglidie Erste 
Hilfe gewährt werden könnten. 

7. Es sollten alle notwendigen Vorkehrun- 
gen getroffen werden, um den Wanderarbei- 
tern zu ermöglichen, unter angemessenen Be- 
dingungen zu reisen, und zwar dadurch, daß 
entweder 


a) in die Vorschriften über die Anwerbung 
und den Arbeitsvertrag für angeworbene 
oder angestellte Arbeitnehmer eine Be- 
stimmung aufgenommen wird, die den 
Anwerber oder ersatzweise den Arbeit- 
geber dazu verpflichtet, für die Reiseko- 
sten der angeworbenen oder angestellten 
Arbeitnehmer und gegebenenfalls ihrer 
Familien aufzukommen, oder 

b) für Arbeitnehmer, welche die Reise unter- 
nehmen, ohne einen Arbeitsvertrag einge- 
gangen oder ein bsetimmtes Stellen- 
angebot angenommen zu haben, Vorkeh- 
rungen für eine Herabsetzung der Reise- 
kosten auf ein Mindestmaß getroffen wer- 
den. 

8. (1) Es sollten Vorkehrungen getroffen 
werden, die den Wanderarbeitern eine ko- 
stenlose ärztliche Untersuchung bei ihrer Ab- 
reise oder zu Beginn der Beschäftigung sowie 
bei deren Beendigung gewährleisten. 

(2) In Gebieten, wo diese doppelte ärzt- 
liche Untersuchung infolge eines Mangels an 
ärztlichem Personal nicht für alle Wander- 
arbeiter durchgeführt werden kann, sollte 
folgenden Wanderarbeitern für die ärztlichen 
Untersuchungen ein Vorrang eingeräumt 
werden; 

a) Wanderarbeitern, die aus Gebieten kom- 
men, in denen ansteckende oder endemi- 
sche Krankheiten herrschen; 

b) Wanderarbeitern, die sich für eine Beschäf- 
tigung verpflichtet oder sie ausgeübt ha- 
ben, mit der besondere Gefahren für ihre 
Gesundheit verbunden sind; 

c) Wanderarbeitern, welche die Reise auf 
Grund eines besonderen Anwerbungs- 
oder Anstellungsplans unternehmen. 

9. (1) Erachtet die zuständige Stelle nach 
Anhörung der Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merorganisationen, wo beide bestehen, eine 
Eingewöhnungszeit im Interesse der Gesund- 
heit der Wanderarbeiter für erforderlich, so 
sollte sie diesen Arbeitnehmern und insbeson- 
dere denen, die vertraglich angeworben oder 
verpflichtet sind, unmittelbar vor Aufnahme 
ihrer Beschäftigung diese Eingewöhnungs- 
zeit gewähren. 

(2) Bei der Entscheidung über die Not- 
wendigkeit einer Eingewöhnungszeit sollte 
die zuständige Stelle Klima, Höhenlage und 
unterschiedliche Lebensbedingungen, unter 
denen der Wanderarbeiter möglicherweise zu 
arbeiten hat, berücksichtigen. Erachtet die zu- 
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ständige Stelle eine Eingewöhnungszeit für 
notwendig, so sollte sie deren Dauer je nach 
den örtlichen Verhältnissen festsetzen. 

(3) Während der Eingewöhnungszeit 
sollte der Arbeitgeber die Kosten für ange- 
messenen Unterhalt der Wanderarbeiter und 
ihrer Familienmitglieder, die befugt sind, sie 
zu begleiten, übernehmen. 

10. Durch entsprechende Vorkehrungen 
sollte sichergestellt werden, daß die Wander- 
arbeiter und gegebenenfalls ihre Familien 
während eines von der zuständigen Stelle 
nach Anhörung der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerorganisationen, wo beide bestehen, 
festzusetzenden Zeitraumes unter folgenden 
Umständen das Recht auf Rückkehr in die 
Fleimat haben: 

a) Wenn der Wanderarbeiter vom Anwerber 
oder vom Arbeitgeber angeworben oder 
an den Ort der Beschäftigung gesandt 
worden ist, sollte seine Fleimschaffung an 
den Ort, an dem er verpflichtet wurde, 
oder an den Ort erfolgen, von dem er we- 
gen seiner Anstellung fortzog; die FJeim- 
schaffung sollte zu Lasten des Anwerbers 
oder des Arbeitgebers in allen Fällen ge- 
hen, in denen 

i) der Arbeitnehmer während der Reise 
zum Arbeitsort infolge Krankheit 
oder Unfalls arbeitsunfähig wird, 

ii) der Arbeitnehmer auf Grund einer 
ärztlichen Untersuchung als arbeits- 
untauglich erklärt wird, 

iii) der Arbeitnehmer aus einem von ihm 
nicht zu vertretenden Grunde nicht 
angestellt wird, nachdem er die Reise 
zum Zweck der Anstellung unter- 
nommen hat, 

iv) die zuständige Stelle feststellt, daß 
der Arbeitnehmer auf Grund fal- 
scher Angaben oder irrtümlich ange- 
stellt worden ist oder wegen seiner 
Anstellung die Reise unternommen 
hat; 

b) wenn der Wanderarbeiter einen Arbeits- 
vertrag abgeschlossen und vom Arbeitge- 
ber oder von irgendeiner in dessen Auf- 
trag handelnden Person an den Ort der 
Beschäftigung gebracht worden ist, so soll- 
te seine Heimschaffung und die seiner un- 
ter den gleichen Umständen dorthin ge- 
brachten Familienmitglieder an den Ort 
des Vertragsabschlusses oder an den Ort 
erfolgen, von dem aus er wegen seiner An- 


stellung die Reise unternommen hat; die 
Heimsdhaffung sollte in allen Fällen zu 
Lasten des Arbeitgebers gehen, in denen 

i) die im Vertrag vereinbarte Dauer des 
Arbeitsverhältnisses abgelaufen ist, 

ii) der Vertrag aufgelöst wird, weil dem 
Arbeitgeber die Erfüllung unmöglich 
ist, 

iii) der Vertrag aufgelöst wird, weil dem 
Arbeitnehmer die Erfüllung infolge 
von Krankheit oder Unfall unmög- 
lich ist, 

iv) der Vertrag durch Übereinkommen 
zwischen den Parteien aufgelöst wird, 

v) der Vertrag auf Antrag einer ver- 
tragschließenden Partei aufgelöst 
wird, vorbehaltlich gegenteiliger Ent- 
scheidung der zuständigen Stelle. 

11. Die zuständige Stelle sollte wohlwol- 
lend die Frage prüfen, ob und unter welchen 
Voraussetzungen Wanderarbeiter oder ihre 
Familienmitglieder, die nicht vom Arbeitge- 
ber oder von irgendeiner in seinem Auftrag 
handelnden Person an den Ort der Beschäfti- 
gung gebracht wurden, Anspruch auf Heim- 
schaffung besitzen. 

12. Im Falle des Todes des Wanderarbei- 
ters sollten seine Familienmitglieder ein Recht 
besitzen auf Heimschaffung an den Ort, an 
dem der Arbeitnehmer verpflichtet worden 
ist, oder an den Ort, von dem aus er wegen 
seiner Anstellung die Reise unternommen 
hat; die Heimschaffung sollte je nachdem 
auf Kosten des Anwerbers oder des Arbeit- 
gebers erfolgen. Dieses Recht sollte innerhalb 
eines von der zuständigen Stelle nach An- 
hörung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen, sofern beide bestehen, festzu- 
setzenden Zeitraumes geltend gemacht wer- 
den, 

a) falls die Beteiligten befugt waren, den Ar- 
beitnehmer an seinen Beschäftigungsort zu 
begleiten, 

i) wenn der Tod auf der Reise zum Be- 
schäftigungsort eingetreten ist, 

ii) wenn der verstorbene Arbeitneh- 
mer einen Arbeitsvertrag mit dem 
Arbeitgeber abgeschlossen hatte; 

b) in anderen Fällen unter den von der zu- 
ständigen Stelle nach Nummer 11 bezeich- 
neten Umständen. 
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13. (1) Den Wanderarbeitern sollte es frei- 
stehen, auf die Ausübung des Rechtes auf 
Heimschaffung zu Lasten des Arbeitgebers zu 
verzichten. Der Verzicht ist innerhalb eines 
Zeitraumes und in einer Form zu erklären, 
die von der zuständigen Stelle nach Anhö- 
rung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeror- 
ganisationen, sofern beide bestehen, zu be- 
stimmen sind; er wird erst nach Ablauf dieses 
Zeitraumes endgültig. 

(2) Den Wanderarbeitern sollte es außer- 
dem freistehen, die Ausübung ihres Rechtes 
auf Heimschaffung bis zum Ablauf eines von 
der zuständigen Stelle zu bestimmenden 
Zeitraumes zu verschieben. 

14. Werden von der beteiligten Regierung 
oder von den beteiligten Regierungen oder 
in ihrem Namen und Auftrag Musterarbeits- 
verträge für den Vertragsabschluß zwischen 
Wanderarbeitern und Arbeitgebern aufge- 
stellt, so sollten, wenn irgend möglich, Ver- 
treter der beteiligten Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer, einschließlich der Vertreter ihrer 
betreffenden Organisationen, soweit solche 
bestehen, bezüglich der Bestimmungen dieser 
Verträge angehört werden. 

15. (1) Es sollten Vorkehrungen für eine 
ordnungsgemäße Arbeitsvermittlung der 
Wanderarbeiter getroffen werden. 

(2) Diese Vorkehrungen sollten gegebe- 
nenfalls die Schaffung einer öffentlichen Ar- 
beitsmarktverwaltung einschließen, die 

a) aus einer Zentralstelle für das ganze Land 
oder Gebiet und aus Zweigstellen in den 
Gebieten, aus denen Arbeitnehmer ge- 
wöhnlich auswandern, und in den Beschäf- 
tigungszentren bestehen sollte, so daß 
Auskünfte über Beschäftigungsmöglich- 
keiten gesammelt und regelmäßig in Ge- 
bieten verbreitet werden können, aus de- 
nen die Arbeitskräfte im allgemeinen in 
die Beschäftigungszentren kommen; 

b) Abmachungen mit den Arbeitsmarktver- 
waltungen anderer Länder oder Gebiete 
treffen und aufrechterhalten sollte, in die 
gewöhnlich Arbeitnehmer eines bestimm- 
ten Gebietes auswandern, um Auskünfte 
über die dort herrschenden Besdiäfti- 
gungsmöglichkeiten zu sammeln; 

c) wo es möglich ist, Einrichtungen zur Be- 
berufsberatung schaffen und unterhalten 
sowie Vorkehrungen treffen sollte, um die 
allgemeine Eignung der Arbeitnehmer für 
gewisse Beschäftigungen zu ermitteln; 


d) überall, wo es möglich ist, sich den Rat 
und die Mitarbeit der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen bei der 
Schaffung und der Tätigkeit dieser Ver- 
waltung sichern sollte. 


III. Maßnahmen, um Wanderungsbewegun- 
gen entgegenzuwirken, die sowohl für die 
Wanderarbeiter als audi für das Gemein- 
wesen und für das Land ihrer Heimat als 
unerwünscht erachtet werden 

16. Die allgemeine Politik sollte darauf 
abzielen, der Abwanderung von Arbeitneh- 
mern, sobald sie als unerwünscht für die 
Wanderarbeiter und für die Gemeinwesen 
und Länder, aus denen sie stammen, erachtet 
wird, durch Maßnahmen entgegenzuwirken, 
die geeignet sind, in den Gebieten, von denen 
normalerweise die Abwanderung ausgeht, 
die Lebensbedingungen zu verbessern und 
den Lebensstandard zu heben. 

17. Die Maßnahmen, die zu treffen sind, 
um die Durchführung der im vorhergehen- 
den Absatz beschriebenen Politik sicherzu- 
stellen, sollten umfassen 

a) in Auswanderungsgebieten die Aufstellung 
von wirtschaftlidien Aufbau- und Berufs- 
ausbildungsprogrammen, die eine voll- 
ständigere Verwertung der Arbeitskraft 
und der vorhandenen natürlichen Hilfs- 
quellen gestatten, und insbesondere die 
Durchführung aller Maßnahmen, die ge- 
eignet sind, normalerweise auswanderungs- 
willigen Arbeitnehmern neue Arbeits- 
plätze und neue Einnahmequellen zu ver- 
schaffen; 

b) in Einwanderungsgebieten die rationellere 
Verwendung der Arbeitskraft und die 
Produktivitätssteigerung durch eine bes- 
sere Organisation der Arbeit, durch eine 
bessere Ausbildung der Arbeitnehmer, 
durch Ausbau der Mechanisierung oder 
durch andere Maßnahmen, je nach den 
örtlichen Erfordernissen; 

c) die Beschränkung der Anwerbung in Ge- 
bieten, in denen die Abwanderung von 
Arbeitnehmern unheilvolle Auswirkun- 
gen auf den sozialen und wirtschaftlichen 
Aufbau und auf die Gesundheit, die Wohl- 
fahrt und die Entwicklung der betreffen- 
den Bevölkerung zur Folge haben könnte. 

18. Die Regierungen der Herkunftsländer 
und -gebiete und der Bestimmungsländer 


15 



und “gebiete der Wanderarbeiter sollten sich 
bemühen, einen ständigen Rückgang der 
Wanderungen von Arbeitnehmern zu errei- 
chen, sofern sie als unerwünscht für die Wan- 
derarbeiter und für die Gemeinwesen und 
Länder, aus denen sie stammen, erachtet wer- 
den und nicht einer Kontrolle unterliegen 
oder als unkontrollierbar gelten. Solange die 
wirtschaftlichen Ursachen für diese unkon- 
trollierbaren Wanderungen weiterbestehen, 
sollten sich die beteiligten Regierungen be- 
mühen, soweit eine derartige Politik möglich 
und angezeigt ist, sowohl über die freiwilli- 
gen Wanderungen als auch über die organi- 
sierte Anwerbung eine geeignete Kontrolle 
auszuüben. Dieser Rückgang und diese Kon- 
trolle könnten durch Maßnahmen auf regio- 
naler oder örtlicher Ebene und mit Hilfe 
zweiseitiger Vereinbarungen erreicht werden. 

19. Solange ungeregelte Wanderungen an- 
dauern, sollten die beteiligten Regierungen 
siär\ soweit wie möglich bemühen, den unter 
diesen Umständen auswandernden Arbeit- 
nehmern den Schutz dieser Empfehlung zu 
sichern. 


IV. Schutz der Wanderarbeiter während der 
Dauer ihrer Beschäftigung 

A. Allgemeine Politik 

20. Es sollte alles unternommen werden, 
um den Wanderarbeitern ebenso günstige 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu gewähr- 
leisten, wie sie die übrigen Arbeitnehmer in 
denselben Beschäftigungen auf Grund von 
Gesetz oder Gepflogenheit besitzen, und 
um auf sie gleich wie auf die übrigen Arbeit- 
nehmer, die Schutznormen der folgenden 
Absätze dieser Empfehlung anzuwenden. 


B. Unterkunft 

21. Die Vorkehrungen für die Unterbrin- 
gung der Wanderarbeiter sollten Maßnah- 
men umfassen, durch die diesen Arbeitneh- 
mern entweder zu Lasten des Arbeitgebers 
oder durch eine geeignete finanzielle Hilfe 
oder auf irgendeine andere Weise eine an- 
erkannten Richtlinien entsprechende Unter- 
kunft geboten wird, und zwar gegen Zah- 
lung einer im Verhältnis zum Lohn der ver- 
schiedenen Arbeitnehmerkategorien angemes- 
senen Miete. 


22. Die zuständige Stelle sollte damit be- 
traut werden, den Wanderarbeitern befriedi- 
gende Wohnverhältnisse zu gewährleisten. 
Außerdem sollte sie für die Unterkunft Min- 
destnormen festsetzen und eine strenge Kon- 
trolle über deren Beachtung ausüben. Die zu- 
ständige Stelle sollte ebenfalls die Rechte der 
Arbeitnehmer festlegen, die bei Aufgabe ihrer 
Beschäftigung ihre Unterkunft zu räumen 
haben, und alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um die Beachtung dieser Rechte zu 
gewährleisten, 

C. Löhne 

23. (1) Es sollten Vorkehrungen zur Fest- 
setzung der Löhne der Wanderarbeiter ge- 
troffen werden. 

(2) Diese Vorkehrungen sollten um- 
fassen 

a) die Aufstellung von abgestuften Mindest- 
lohnsätzen, die so berechnet sind, daß der 
niedrigste Satz einschließlich aller Zulagen 
einen Wanderarbeiter, der mit einer un- 
gelernten Arbeit anfängt, in die Lage ver- 
setzt, wenigstens seine Mindestbedürfnisse 
nach den in dem Gebiet geltenden Maß- 
stäben und unter Berücksichtigung nor- 
maler Familienlasten zu decken; 

b) die Festsetzung von Mindestlöhnen in 
regelmäßigen Zeitabständen 

i) durch Gesamtarbeitsverträge, die zwi- 
schen den maßgebenden beteiligten 
Arbeitnehmerorganisationen und den 
Arbeitgebern oder den beteiligten 
Arbeitgeberorganisationen frei ver- 
einbart werden, oder 

il) durch die zuständige Stelle nach dem 
in Buchstabe a dargelegten Grundsatz, 
falls keine angemessenen Verfahren 
für die Festsetzung der Mindestlohn- 
sätze durch Gesamtarbeitsverträge be- 
stehen. 

24. Wo es sachdienlich ist, sollte die zu- 
ständige Stelle für die Lohnfestsetzung die 
vorhandenen Ergebnisse von Untersuchun- 
gen über Lebenshaltungsausgaben des Fa- 
milienhaushalts in dem betreffenden Gebiet 
berücksichtigen, wobei derartige Untersu- 
chungen in Zusammenarbeit mit den maß- 
gebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen durchgeführt werden sollten. 

25. Die Vertreter der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen, soweit solche 
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bestehen, oder wenn dies nicht der Fall ist, 
Vertreter der beteiligten Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber sollten in gleicher Anzahl und 
gleichberechtigt an der Durchführung des 
vorgeschriebenen Verfahrens zur Festsetzung 
der Mindestlohnsätze mitarbeiten. 

26. Die geltenden Mindestlohnsätze soll- 
ten den beteiligten Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern bekanntgegeben werden. Werden 
sie nach den Vorschriften der Nummer 23, 
Absatz 2 b), ii), festgesetzt, so sollten sie für 
beide Teile verbindlich sein und nicht durch 
Vereinbarung der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer ohne ausdrückliche Genehmgiung der 
zuständigen Stelle herabgesetzt werden kön- 
nen. 

27. Die Arbeitgeber sollten verpflichtet 
sein, Verzeichnisse anzulegen, die für jeden 
Arbeitnehmer die Lohnzahlungen und Lohn- 
abzüge angeben. Die Beträge der Löhne und 
der Abzüge sollten den beteiligten Arbeit- 
nehmern bekanntgegeben werden. 

28. Lohnabzüge sollten nur unter den Be- 
dingungen und in den Grenzen zugelassen 
werden, die von der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung vorgeschrieben oder durch einen Ge- 
samtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch be- 
stimmt sind. 

29. Die Löhne sollten normalerweise un- 
mittelbar jedem Arbeitnehmer in gesetzlichen 
Zahlungsmitteln ausgezahlt werden. 

30. Die Löhne sollten regelmäßig und in 
Zeitabständen ausgezahlt werden, die geeig- 
net sind, die Gefahren einer Verschuldung 
der Lohnempfänger auf ein Mindestmaß her- 
abzusetzen, es sei denn, daß der Ortsgebrauch 
dieser Maßnahme entgegensteht und die 
zuständige Stelle sich durch Anfrage bei den 
Arbeitnehmervertretern oder ihren maß- 
gebenden Organisationen darüber vergewis- 
sert hat, daß die Arbeitnehmer diesen Orts- 
gebrauch beizubehalten wünschen. 

31. Die teilweise oder völlige Abgeltung 
der Löhne durch Alkohol oder durch gesund- 
heitsschädliche Erzeugnisse sollte verboten 
sein. 

32. Die Lohnzahlung in Schankstätten 
oder Läden sollte verboten sein, außer für 
Arbeitnehmer, die dort beschäftigt sind. 

33. Die Arbeitgeber sollten gehalten sein, 
Vorschüsse an Arbeitnehmer auf einen ge- 
ringfügigen Teil des monatlichen Entgeltes 
zu beschränken. 


34. Ein Vorschuß, der über den von der 
zuständigen Stelle festgesetzten Betrag hinaus 
gewährt wird, sollte gesetzlich nicht durch 
Einbehaltung von künftig den Arbeitneh- 
mern zustehenden Beträgen oder auf andere 
Weise eintreibbar sein. Zinsen sollten für 
Vorschüsse nicht berechnet werden. 

35. Jeder Arbeitnehmer, für den Mindest- 
lohnsätze gelten und der seit ihrem Inkraft- 
treten niedrigere Löhne als die Mindestlohn- 
sätze erhalten hat, sollte berechtigt sein, auf 
gerichtlichem Wege oder auf anderen gesetz- 
lichen Wegen die Zahlung des geschuldeten 
Restbetrages innerhalb einer von der Gesetz- 
gebung zu bestimmenden Frist zu erreichen. 

36. Bilden Verpflegung, Unterkunft, Be- 
kleidung und andere wesentliche Leistungen 
und Dienste einen Bestandteil des Entgeltes, 
so sollte die zuständige Stelle in Zusammen- 
arbeit mit den maßgebenden Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerorganisationen alle Maß- 
nahmen treffen, um zu erreichen, daß diese 
Leistungen angemessen sind, daß ihr Geld- 
wert genau berechnet wird und daß die Sach- 
leistungen wertmäßig nicht einen bestimm- 
ten, von der zuständigen Stelle festzusetzen- 
den Prozentsatz des Grundbarlohnes über- 
steigen. 

D. Uneingeschränkte Zulassung 
zur F ach ar beit 

37. Grundsätzlich sollten allen Bevölke- 
rungsteilen, einschließlich der Wanderarbeiter, 
die gleichen Berufsmöglichkeiten offenstehen. 

38. Vorbehaltlich der Anwendung inner- 
staatlicher Einwanderungsgesetze und beson- 
derer Gesetze über die Beschäftigung von 
Ausländern in öffentlichen Ämtern sollten 
alle Schranken, welche die Zulassung eines 
Teiles der Bevölkerung, einschließlich der 
Wanderarbeiter, zu gewissen Arbeits- oder 
Beschäftigungsarten wegen ihrer Staatsange- 
hörigkeit, ihrer Rasse, ihrer Farbe, ihres 
Glaubens, ihrer Stammeszugehörigkeit oder 
ihrer gewerkschaftlichen Bindung verhindern 
oder begrenzen, als der Rechtsordnung zu- 
widerlaufend betrachtet und der Grundsatz 
ihrer Abschaffung angenommen werden. 

39. Es sollten unverzüglich Maßnahmen 
getroffen werden, um in der Praxis die 
Durchführung der in den Absätzen 37 und 
38 dieser Empfehlung aufgestellten Grund- 
sätze zu gewährleisten und um eine steigende 
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Beteiligung der am wenigsten begünstigten 
Arbeitnehmerkategorien an der Facharbeit zu 
fördern. 

40. Diese Maßnahmen sollten Insbesondere 
umfassen Vorkehrungen 

a) in allen Ländern und Gebieten, um allen 
Arbeitnehmern zu gestatten, gleichberech- 
tigt zur fachlichen und beruflichen Ausbil- 
dung zugelassen zu werden, und die 
Gewährung von gleichen Zulassungsmög- 
lichkeiten für alle Arbeitnehmer zu Be- 
schäftigungen in neu gegründeten gewerb- 
lichen Betrieben, 

b) in Ländern und Gebieten, in denen sich 
getrennte Klassen auf Grund verschiedener 
Abstammung oder Rassen dauernd ge- 
bildet haben, die Schaffung von Erleich- 
terungen, die es den Arbeitnehmern der 
am wenigstens bevorzugten Klasse gestat- 
ten, zu Anlern- oder Fachberufen Zugang 
zu finden, 

c) in Ländern und Gebieten, in denen sicii 
getrennte Klassen auf Grund verschiede- 
ner Abstammung oder Rassen noch nicht 
dauernd gebildet haben, die Gewährung 
gleicher Zulassungsmöglichkeiten zu jeder 
Facharbeit. 

£. Gewerkschaftliche Tätigkeit 

41. Den Wanderarbeitern sollte in den Be- 
schäftigungszentren das Vereinigungsrecht 
und das Recht auf freie Ausübung jeder nicht 
gesetzeswidrigen gewerkschaftlichen Tätigkeit 
zuerkannt werden, und es sollten alle geeig- 
neten Maßnahmen getroffen werden, um den 
Gewerkschaften, welche die beteiligten Ar- 
beitnehmer vertreten, das Recht zum Ab- 
schluß von Gesamtarbeitsverträgen mit Ar- 
beitgebern oder mit Verbänden der Arbeit- 
geber zu gewährleisten. 

F, Versorgung mit Verbrauchsgütern 

42. (1) Es sollten Maßnahmen getroffen 
werden, um die Versorgung der Wander- 
arbeiter und ihrer Familien mit Verbraudis- 
gütern, namentlich mit Lebensmitteln und 
besonders wichtigen Erzeugnissen, zu ange- 
messenen Preisen und in ausreichender Menge 
sicherzustellen, 

(2) Wenn möglich, sollte den Wander- 
arbeitern vom Arbeitgeber oder von der zu- 
ständigen Stelle anbaufähiges Land zur Ver- 
fügung gestellt werden. 


43. Erweist sich die Bildung von Genos- 
senschaften als nützlich, so sollten Vorkeh- 
rungen für ihre Entwicklung getroffen wer- 
den; diese sollten umfassen 

a) wenn möglich, die Anlage von Tierzudit- 
farmen, Fischteichen und Gemüsegärten 
auf genossenschaftlicher Grundlage, 

b) die Eröffnung von Detailhandelsgeschäf- 
ten, die von Genossenschaften der Arbeit- 
nehmer betrieben werden, 

c) staatliche Unterstützung durch Ausbildung 
von Genossenschaftsmitgliedern, durch 
Überwachung der von diesen ausgeübten 
Verwaltungstätigkeit und durch Aufstel- 
lung von Richtlinien für ihr Wirken. 

44. (1) Sind den Betrieben Verkaufsläden 
angeschlossen, so sollte in ihnen lediglich 
Barzahlung zulässig sein. 

(2) Gestatten die örtlichen Verhältnisse 
noch nicht die Durchführung der in Absatz 1 
erwähnten Maßnahme, so sollte der den 
Wanderarbeitern gewährte Kredit auf einen 
von der zuständigen Stelle festzusetzenden 
Prozentsatz des Lohnes und auf eine be- 
stimmte, möglichst kurze Zeitdauer be- 
schränkt werden. Die Verrechnung mit Ar- 
beitsleistungen und die Berechnung von Zin- 
sen für den Kreditbetrag sollten verboten 
sein. 

(3) Es sollte keinerlei Zwang auf die 
Wanderarbeiter ausgeübt werden, diese Ver- 
kaufsläden zu benutzen. 

(4) Sind andere Verkaufsläden nicht er- 
reidibar, so sollte die zuständige Stelle ge- 
eignete Maßnahmen treffen, um zu erreichen, 
daß die Waren zu gerechten und angemesse- 
nen Preisen verkauft werden und daß die 
vom Arbeitgeber eröffneten Läden nicht zu 
Gewinnzwecken, sondern im Interesse der 
beteiligten Arbeitnehmer betrieben werden. 


G. Soziale Sicherheit^ Betriebssicherheit 
und Arbeitshygiene 

45. Die für Wanderarbeiter zu treffenden 
Vorkehrungen sollten auf jeden Fall in erster 
Linie geeignete Maßnahmen für die Verhü- 
tung und Entschädigung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, für ärztliche Be- 
treuung der Arbeitnehmer und ihrer Fa- 
milien und für die Arbeitshygiene umfassen, 
wobei keine unterschiedliche Behandlung auf 
Grund von Staatsangehörigkeit, Rasse oder 
Religion erfolgen darf. 
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46. Diese Vorkehrungen sollten umfassen 

a) ärztliche Überwachung, je nach den ört- 
lichen Möglichkeiten, durdi regelmäßige 
Untersuchungen während der Beschäfti- 
gung und im Falle von Krankheit, 

b) Erste Hilfe, kostenlose ärztliche Behand- 
lung und eine Krankenhauspflege, die nach 
den von der zuständigen Stelle aufzustel- 
lenden Richtlinien zu gewähren sind, 

c) Verfahren für die Entschädigung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 

d) geeignete Unterstützungsmaßnahmen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 

e) Maßnahmen zum Schutze der Gesundheit 
und Sicherheit der Wanderarbeiter am 
Arbeitsplatz, 

f) Maßnahmen zur Anzeige von Arbeitsun- 
fällen und zur Aufklärung ihrer Ursachen, 

g) die Verpflichtung des Arbeitgebers, durch 
Anschläge, Personalbesprechungen oder 
auf andere Art und Weise die Wander- 
arbeiter auf alle gefährlichen oder gesund- 
heitsschädlichen Seiten ihrer Arbeit auf- 
merksam zu machen, 

h) besondere oder zusätzliche Ausbildung 
oder Unterweisung der Wanderarbeiter in 
Unfallverhütung und über Gefahren, 
weldie die Gesundheit der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz beeinträchtigen können, 
wenn sich für diese Arbeitnehmer wegen 
mangelnder Kenntnis der Arbeitsverfah- 
ren oder wegen sprachlicher Schwierigkei- 
ten oder aus anderen Gründen die nor- 
malerweise den übrigen Arbeitnehmern 
des Landes oder Gebietes erteilte Ausbil- 
dung oder Unterweisung als ungeeignet 
erweist, 

i) Maßnahmen für die Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern zur Förderung von Sicherheitsmaß- 
nahmen, 

j) besondere Maßnahmen für den gesund- 
heitlichen und sozialen Schutz der Ehefrau 
und der Kinder, die mit dem Wander- 
arbeiter Zusammenleben, 

47. Können Wanderarbeiter bezüglich des 
Versicherungsschutzes bei Invalidität, Alter 
und Todesfall nicht dieselbe Behandlung wie 
die übrigen Arbeitnehmer genießen, so soll- 
ten, soweit dies möglich und angezeigt ist, 
Maßnahmen in Zusammenarbeit mit den 
Arbeitnehmern zur Gründung von Hilfs- 
vereinen auf Gegenseitigkeit und von Be- 


triebs-Hilfskassen getroffen werden, um für 
die Bedürfnisse der Wanderarbeiter bei In- 
validität, Alter und im Todesfall zu sorgen; 
diesen Maßnahmen fiele die Aufgabe zu, eine 
allgemeine Regelung auf örtlicher, regionaler 
oder territorialer Ebene vorzubereiten. 

H. Die Beziehungen der W and erarbeit er 
zu ihren Herkunftsgebieten 

48. Es sollten Vorkehrungen getroffen 
werden, um es den Wanderarbeitern zu er- 
möglichen, die Verbindung mit ihren Fa- 
milien und ihren Herkunftsgebieten aufredit- 
zuerhalten; diese Vorkehrungen sollten um- 
fassen 

a) die erforderlichen Erleichterungen für frei- 
willige Geldüberweisungen an Familien- 
mitglieder des Wanderarbeiters, die in sei- 
nem Herkunftsgebiet oder anderswo ge- 
blieben sind, sowie, im Einverständnis mit 
dem Wanderarbeiter, für die Eröffnung 
eines Sparguthabens, das beim Ablauf des 
Arbeitsvertrages oder bei seiner Rück- 
kehr nach Hause oder unter sonstigen 
mit ihm vereinbarten Umständen auszu- 
zahlen ist; 

b) Erleichterungen für den Briefwechsel 
zwischen den Wanderarbeitern, ihren Fa- 
milien und ihren Herkunftsgebieten; 

c) Erleichterungen, die es dem Wanderarbei- 
ter gestatten, gegenüber der Allgemeinheit 
in der Heimat die herkömmlichen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen, denen er nach- 
zukommen wünscht. 


7. MaterielleSy geistiges und sittliches 
Wohlergehen der Wanderarbeiter 

49. Es sollten Vorkehrungen getroffen 
werden, um das materielle, geistige und sitt- 
liche Wohlergehen der Wanderarbeiter zu 
gewährleisten, insbesondere 

a) Vorkehrungen zur Förderung des Spar- 
willens; 

b) Vorkehrungen zum Schutze des Wander- 
arbeiters gegen Wucher, insbesondere 
durch Maßnahmen zur Herabsetzung des 
Zinsfußes für Darlehen, durch Über- 
wachung der Geschäfte der Geldgeber und 
durch Förderung von Einrichtungen zur 
Darlehnsgewährung für geeignete Zwecke 
mit Hilfe von genossenschaftlichen Kre- 
ditorganisationen oder mit Hilfe von Ein- 
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riditungen, die der Aufsidit der zustän- 
digen Stelle unterstehen; 

c) wo immer es möglidi ist, die Bereitstellung 
von Fürsorgern in den Einwanderungs- 
gebieten, die für das Wohlergehen der 
Wanderarbeiter verantwortlich, mit ihren 
Mundarten und Brauchen vertraut sind 
und die Aufgabe haben, den Wander- 
arbeitern und ihren Familien die Anpas- 
sung an ihre neue Lebensweise zu er- 
leiditern; 

d) Vorkehrungen, um für die Kinder der 
Wanderarbeiter Einriditungen für den 
Unterridit bereitzustellen; 

e) Erleichterungen, die den Wanderarbeitern 
die Befriedigung ihrer geistigen und reli- 
giösen Bedürfnisse ermöglidien. 


V. Seßhaftmachung der Wanderarbeiter 

50. Mit Ausnahme der Fälle, in den die 
dauernde Niederlassung der Wanderarbeiter 
offenbar ihrem Interesse und dem ihrer Fa- 
milien oder dem Interesse der Wirtschaft der 
beteiligten Länder und Gebiete zuwiderläuft, 
sollte die allgemeine Politik dahin gehen, die 
Seßhaftmachung der Arbeitnehmer und ihrer 
Familien in den Beschäftigungszentren oder 
in ihrer Nähe durch alle geeigneten Maßnah- 
men und insbesondere durch diejenigen an- 
zustreben, die in Abschnitt IV sowie in den 
Nummern 51, 52 und 53 dieser Empfehlung 
angegeben werden. 

51. Wie dies bereits Nummer 3 dieser 
Empfehlung besagt, darf keine Bestimmung 
dieser Empfehlung dahin ausgelegt werden, 
als ermächtige sie jemanden zur Einreise in 
ein Land oder Gebiet oder zum Aufenthalt 
in einem Land oder Gebiet, es sei denn in 
Übereinstimmung mit den Einwanderungs- 
gesetzen oder anderen Gesetzen dieses Lan- 
des oder Gebietes. Steht indessen dieses Vor- 
gehen nicht im Widerspruch zur Politik des 
betreffenden Landes, so sollte die zuständige 
Stelle die Möglichkeit in Betracht ziehen, 
Wanderarbeitern, die sich seit mindestens 
fünf Jahren im Einwanderungsland nieder- 
gelassen haben, alle Erleichterungen für den 
Erwerb der Staatsangehörigkeit des Einwan- 
derungslandes zu gewähren. 

52. (1) Erweist sich eine dauernde Nieder- 
lassung von Arbeitnehmern am Beschäfti- 
gungsort oder in dessen Nähe als möglich, 
so sollten Vorkehrungen zur Förderung ihrer 
dauernden Ansiedlung getroffen werden. 


(2) Diese Vorkehrungen sollten umfassen 

a) die Förderung der Anwerbung von Wan- 
derarbeitern, die von ihren Familien be- 
gleitet werden; 

b) soweit es durchführbar und angezeigt er- 
scheint, die Gewährung von Erleiditerun- 
gen für die Errichtung geeigneter Ge- 
meinschaftseinrichtungen am Beschäfti- 
gungsort oder in dessen Nähe; 

c) die Bereitstellung von Unterkünften, die 
anerkannten Richtlinien entsprechen, zu 
angemessenen Preisen, um die dauernde 
Ansiedlung von Fam.ilien zu fördern; 

d) soweit durchführbar und angezeigt, die 
Zuteilung ausreichenden Landes an die 
Wanderarbeiter für die Erzeugung von 
Nahrungsmitteln; 

e) bei Fehlen von geeigneteren Erleichterun- 
gen und soweit durchführbar und ange- 
zeigt, die Gründung von Dörfern oder 
Siedlungen für im Ruhestand lebende 
Wanderarbeiter an Orten, an denen sie zu 
ihrem eigenen Lebensunterhalt beitragen 
können. 


VI. Durchführung der Empfehlung 

53. Die zuständige Stelle sollte Maßnah- 
men treffen, damit die in Betracht kommen- 
den Verwaltungsstellen in Zusammenarbeit 
mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen, sofern beide bestehen, die 
Durchführung der in dieser Empfehlung be- 
handelten Maßnahmen zum Schutze der 
Wanderarbeiter überwachen, 

54. Insbesondere in Fällen, ln denen die 
Wanderarbeiter mit den Beschäftigungsbedin- 
gungen, der Sprache, den Bräuchen und der 
Währung des Gebietes, in dem sie beschäf- 
tigt sind, nicht vertraut sind, sollten die in 
Betracht kommenden Verwaltungsstellen die 
Einhaltung der für den Abschluß der Ar- 
beitsverträge geltenden Formvorschriften ln 
einer Weise sicherstellen, die Gewähr dafür 
bietet, daß jeder Arbeitnehmer die Beschäf- 
tigungsbedingungen, die Vertragsbestimmun- 
gen und die Einzelheiten bezüglich Satz und 
Zahlung seines Lohnes richtig verstanden und 
freiwillig in voller Kenntnis der Sachlage 
diese verschiedenen Bedingungen angenom- 
men hat. 

55. Jedes Mitglied der Internationalen Ar- 
beitsorganisation sollte dem Internationalen 
Arbeitsamt in regelmäßigen, vom Verwal- 
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tungsrat festzusetzenden Zeitabständen über 
den Stand der Gesetzgebung und der Praxis 
in den Ländern und Gebieten, für die es be- 
züglich der Fragen dieser Empfehlung ver- 
antwortlich ist, Bericht erstatten. Diese Be- 
richte sollten näher ausführen, inwieweit alle 
Bestimmungen dieser Empfehlung durchge- 
führt wurden oder durchgeführt werden 
sollen, unter Angabe der Bestimmungen, 
deren Abänderung notwendig erscheint oder 
notwendig erscheinen könnte, um ihre An- 
nahme oder Durchführung zu ermöglichen. 


56. Jedes Mitglied der Internationalen 
Arbeitsorganisation, dem ein außerhalb des 
Mutterlandes gelegenes Gebiet untersteht, 
sollte alle unter seine Zuständigkeit fallen- 
den geeigneten Maßnahmen treffen, um in 
diesem Gebiet die wirksame Durchführung 
der in dieser Empfehlung aufgeführten Min- 
destnormen zu gewährleisten, und insbeson- 
dere die Empfehlung der für die Verwirk- 
lichung dieser Mindestnormen in dem betref- 
fenden Gebiet zuständigen Stelle oder den 
hierfür zuständigen Stellen unterbreiten. 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 100 

Die Empfehlung bezweckt den Schutz der 
Wanderarbeiter in Entwicklungsländern und 
-gebieten durch bestimmte Vorkehrungen zu 
Gunsten der Wanderarbeiter und ihrer Fa- 
milienmitglieder während der Hin- und 
Rückreise und vor der Zeit der Arbeitsauf- 
nahme, wie z. B. Bereitstellung von Trans- 
portmitteln, Einrichtung von Raststätten am 
Reisewege, Regelung der Reisekosten und 
ärztliche Betreuung. Ferner werden für den 
Schutz der Wanderarbeiter während der 
Dauer ihrer Beschäftigung Normen für die 
soziale Sicherung der Wanderarbeiter und 
ihrer Familienmitglieder am Beschäftigungs- 
ort aufgestellt. Die Empfehlung befaßt sich 
V außerdem mit der Ansiedlung der Wander- 
arbeiter und mit Maßnahmen zur Verhütung 
von unerwünschten Wanderungsbewegungen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird von 
dem Gegenstand der Empfehlung nicht be- 
rührt, da sie für keines der in Betracht ste- 
henden Länder oder Gebiete verantwortlich 
ist. Es sind deshalb keine innerstaatlichen 
Maßnahmen zur Durchführung der Empfeh- 
lung in der Bundesrepublik notwendig. Es 
wird indes begrüßt, daß die Internationale 
Arbeitsorganisation die Initiative zu einer 
solchen Empfehlung ergriffen hat, die zur 
Lösung der bei der wirtschaftlichen Erschlie- 
ßung von Entwicklungsländern und -gebieten 
durdi die Wanderung von Arbeitskräften 
entstehenden sozialen Probleme beitragen 
soll. 


21 



Achtunddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 


(Genf, 1. bis 23. Juni 1955) 


Übereinkommen 104 


Übereinkommen über die Abschaffung von Strafvorschriften 
gegen Arbeitsvertragsbruch durch eingeborene Arbeitnehmer 


Die Allgemeine Konferenz der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde, 
und am 1. Juni 1955 zu ihrer achtund- 
dreißigsten Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge über 
Strafvorschriften gegen Arbeitsvertrags- 
brudi durch eingeborene Arbeitnehmer 
anzunehmen, eine Frage, die den sechsten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
eines internationalen Übereinkommens 
erhalten sollen. 

In der Überzeugung, daß der Zeitpunkt zur 
Abschaffung der Strafvorschriften gekom- 
men ist und daß deren Beibehaltung durch 
die innerstaatlidie Gesetzgebung im Wider- 
sprudi steht mit den heutigen Anschauun- 
gen über die vertraglichen Beziehungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern sowie mit der menschlichen Würde 
und den Menschenrechten, 

nimmt die Konferenz heute, am 21. Juni 
1955, das folgende Übereinkommen an, das 
als Übereinkommen über die Abschaffung 
von Strafvorschriften (eingeborene Arbeit- 
nehmer), 1955, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Die zuständige Stelle jedes Landes, in dem 
noch Strafvorschriften gegen Arbeitsver- 
tragsbruch im Sinne von Artikel 1 Abs. 2 
des Übereinkommens über Strafvorschriften 
(eingeborene Arbeitnehmer), 1939, durch 
Irgendeinen der in Artikel 1 Abs. 1 des 
genannten Übereinkommens erwähnten Ar- 
beitnehmer zur Anwendung kommen, hat 


Maßnahmen zur Abschaffung aller derartigen 
Strafvorschriften zu treffen. 

Artikel 2 

Die Abschaffung aller dieser Strafvor- 
schriften soll durch eine geeignete und sofort 
durchführbare Maßnahme erreicht werden. 

Artikel 3 

Erscheint die Ergreifung einer geeigneten 
und sofort durchführbaren Maßnahme nicht 
möglich, so sind in allen Fällen Maßnahmen 
zur schrittweisen Abschaffung der Strafvor- 
schriften zu treffen. 

Artikel 4 

Die nach Artikel 3 des Übereinkommens 
getroffenen Maßnahmen sollen in allen Fäl- 
len dafür Gewähr bieten, daß alle Strafvor- 
schriften möglichst bald und unter allen Um- 
ständen spätestens ein Jahr nach dem Zeit- 
punkt der Ratifikation des vorliegenden 
Übereinkommens abgeschafft werden. 

Artikel 5 

Zur Beseitigung jeder unterschiedlichen 
Behandlung von eingeborenen und nichtein- 
geborenen Arbeitnehmern sind andere Straf- 
vorschriften gegen Arbeitsvertragsbruch, die 
nicht unter Artikel 1 dieses Übereinkom- 
mens fallen und die auf nichteingeborene 
Arbeitnehmer keine Anwendung finden, für 
eingeborene Arbeitnehmer abzuschaffen. 

Artikel 6 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Über- 
einkommens sind dem Generaldirektor des 
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Internationalen Arbeitsamtes zur Eintragung 
mitzuteilen. 


Artikel 7 

(1) Dieses Übereinkommen bindet nur 
diejenigen Mitglieder der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, deren Ratifikation durch 
den Generaldirektor eingetragen ist, 

(2) Es tritt in Kraft zwölf Monate nach- 
dem die Ratifikationen zweier Mitglieder 
durch den Generaldirektor eingetragen wor- 
den sind. 

(3) In der Folge tritt dieses Übereinkom- 
men für jedes Mitglied zwölf Monate nach 
der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 8 

(1) Jedes Mitglied, das dieses Übereinkom- 
men ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von 
zehn Jahren, gerechnet von dem Tag, an 
dem es zum ersten Mal in Kraft getreten ist, 
durch Anzeige an den Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes kündigen. Die 
Kündigung wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

(2) Jedes Mitglied, das dieses Übereinkom- 
men ratifiziert hat und innerhalb eines Jah- 
res nach Ablauf des im vorigen Absatz ge- 
nannten Zeitraumes von zehn Jahren von 
dem in diesem Artikel vorgesehenen Kündi- 
gungsrecht keinen Gebrauch macht, bleibt für 
einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Über- 
einkommen jeweils nach Ablauf eines Zeit- 
raumes von zehn Jahren nach Maßgabe die- 
ses Artikels kündigen. 

Artikel 9 

(1) Der Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorganisation Kenntnis 
von der Eintragung aller Ratifikationen und 
Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern 
der Organisation mitgeteilt werden. 

(2) Der Generaldirektor wird die Mitglie- 
der der Organisation, wenn er ihnen von der 
Eintragung der zweiten Ratifikation, die ihm 
mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeit- 
punkt aufmerksam machen, in dem dieses 
Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 10 

Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes übermittelt dem Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen zwecks Eintra- 
gung nach Artikel 102 der Charta der Ver- 
einten Nationen vollständige Auskünfte über 
alle von ihm nach Maßgabe der vorausgehen- 
den Artikel eingetragenen Ratifikationen 
und Kündigungen. 


Artikel 11 

Der Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes hat, so oft er es für nötig er- 
achtet, der Allgemeinen Konferenz einen 
Bericht über die Durchführung dieses Über- 
einkommens zu erstatten und zu prüfen, ob 
die Frage seiner gänzlichen oder teilweisen 
Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 


Artikel 12 

(1) Nimmt die Konferenz ein neues Über- 
einkommen an, welches das vorliegende 
Übereinkommen ganz oder teilweise ab- 
ändert, und sieht das neue Übereinkommen 
nichts anderes vor, so gelten folgende Be- 
stimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Über- 
einkommens durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige Kündigung des 
vorliegenden Übereinkommens in sich 
ohne Rücksicht auf Artikel 8, vorausge- 
setzt, daß das neugefaßte Übereinkommen 
in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
neugefaßten Übereinkommens an kann 
das vorliegende Übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden. 

(2) Indessen bleibt das vorliegende Über- 
einkommen nach Form und Inhalt jedenfalls 
in Kraft für die Mitglieder, die dieses, aber 
nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifi- 
ziert haben. 


Artikel 13 

Der französische und der englische Wort- 
laut dieses Übereinkommens sind in gleicher 
Weise maßgebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zudem Übereinkommen 104 


Das Übereinkommen betrifft die Abschaf- 
fung von Strafmaßnahmen bei Arbeitsver- 
tragsbruch durch eingeborene Arbeitnehmer. 
Es stellt eine Verschärfung des schon im Jahre 
1939 zu der gleichen Frage angenommenen 
und am 28. Juli 1948 in Kraft getretenen 
Übereinkommens 65 dar. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt 
nicht über abhängige Gebiete im Sinne des 
Artikels 1 des Übereinkommens 104 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 Nr. 1 des Überein- 
kommens 65. Das Übereinkommen ist damit 
sachlich für die Bundesrepublik Deutschland 
nicht anwendbar. Es ist deshalb nicht beab- 
sichtigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. 
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